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Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen 

Geschäftsanweisung für die Wirtschaftsverwaltung 
der Justizvollzugsanstalten des Landes Brandenburg 

(GWV) 

Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz
 
zur Aufhebung
 

der Allgemeinen Verfügung vom 18. Juli 1995
 
Vom 3. Juni 2011
 

(4546-IV.1)
 

I. 

Die Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz und für 
Bundes- und Europaangelegenheiten vom 18. Juli 1995 (JMBl. 
S. 139), geändert durch die Allgemeine Verfügung der Ministerin 
der Justiz vom 19. April 2007 (JMBl. S. 78), wird aufgehoben. 

II. 

Diese Allgemeine Verfügung tritt mit Wirkung vom 1. März 2011 
in Kraft. 

Potsdam, den 3. Juni 2011 

Der Minister der Justiz 

Dr. Volkmar Schöneburg 

Einheitliche Vordrucke für die ordentliche 

Gerichtsbarkeit des Landes Brandenburg
 

für das Kostenfestsetzungsverfahren 

im Zivilprozess (ZP 1 bis ZP 39),
 

für das Prozesskostenhilfeverfahren 

im Zivilprozess (ZP 40 bis ZP 79)
 

und für das Mahnverfahren (ZP 80 bis ZP 119)
 

Allgemeine Verfügung des Präsidenten 

des Brandenburgischen Oberlandesgerichts 


Vom 3. Juni 2011 

(1414-1/1a-I)
 

Die Allgemeine Verfügung vom 14. Novenber 1996 (JMBl. 
S. 167), zuletzt geändert durch Allgemeine Verfügung vom 
22. Juni 2010 (JMBl. S. 42), wird wie folgt geändert: 

Es werden folgende weitere Vordrucke zur Verwendung durch 
die ordentlichen Gerichte des Landes Brandenburg im Prozess­
kostenhilfeverfahren im Zivilprozess eingeführt: 

ZP 56	 Beschluss zur Änderung der Anordnung der Ratenzah­
lung bei PKH/VKH 

ZP 57	 Beschluss zur Aufhebung der PKH/VKH wegen Nicht­
zahlung der Raten 

ZP 58	 Beschluss zur Aufhebung der PKH/VKH wegen Nicht­
einreichung der Belege 

ZP 59	 Beschluss zur Änderung der PKH/VKH - einmalige 
Zahlung aus dem Vermögen 

Brandenburg an der Havel, den 3. Juni 2011 

Der Präsident des
 
Brandenburgischen Oberlandesgerichts
 

Kahl
 

Änderung der Vertretungsordnung JM Brdbg 

Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz
 
Vom 8. Juni 2011
 

(5002-I.1)
 

I. Änderung der Vertretungsordnung 

Die Anordnung über die Vertretung des Landes Brandenburg 
im Geschäftsbereich des Ministers der Justiz (Vertretungsord­
nung JM Brdbg, Allgemeine Verfügung des Ministers der Jus­
tiz vom 9. Juni 1992 [JMBl. S. 78], zuletzt geändert durch die 
Allgemeine Verfügung vom 11. Dezember 2006 [JMBl. 2007 
S. 3]) wird wie folgt geändert: 

1. 	 Teil A Abschnitt I wird wie folgt gefasst: 

„I. Vertretung im gerichtlichen Verfahren 

1. In Verfahren über 

a) 	 Grund und Höhe von Gebühren, Kosten und Ausla­
generstattungen, die auf den Kostengesetzen und 
den Prozess- und Verfahrensordnungen beruhen, 

b) 	 Grund und Höhe von Prozess- und Verfahrenskos­
tenhilfe, 

c) 	 Grund und Höhe von Vergütungen, Aufwendungs­
ersatz und Aufwandsentschädigungen der vom Ge­
richt eingesetzten Vormünder, Pfleger, Betreuer und 
Verwalter, der Pflichtverteidiger, der Zeugen und 
Sachverständigen und der ehrenamtlichen Richter, 

d) 	 Grund und Höhe von Ratenzahlungen oder anderen 
Kostenbeteiligungen der von Stundungen oder von 
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staatlichen Leistungen nach den Buchstaben b und c richten der ordentlichen Gerichtsbarkeit vertritt jedoch 
Begünstigten, statt des Präsidenten des Oberlandesgerichts der Gene­

ralstaatsanwalt das Land, vor Gerichten der Arbeitsge­
e) die Haftung für die vorgenannten Ansprüche oder die richtsbarkeit der Präsident des Oberlandesgerichts statt 

Pflicht zur Duldung der Vollstreckung wegen vor- des Präsidenten des Landesarbeitsgerichts und vor Ge­
genannter Ansprüche, richten der Verwaltungsgerichtsbarkeit der Präsident des 

Oberlandesgerichts statt der Präsidenten der Verwal-
f) die Wertfestsetzung, tungsgerichte. 

vertritt der Bezirksrevisor das Land, sobald es der Ver­ 6. Ist keine Vollstreckungsbehörde zuständig, so vertritt 
tretung als Verfahrensbeteiligter bedarf. Dem Bezirks- die bislang zuständige Behörde das Land auch in den Ver­
revisor obliegt auch die Entscheidung, ob das Land fahren zur Durchsetzung oder Erfüllung der Forderun­
einen Rechtsbehelf oder ein Rechtsmittel einlegt. gen.“ 

2. Die Entscheidung, ob das Land einen Rechtsbehelf oder 2. Teil A Abschnitt III Nummer 1 wird aufgehoben. Die Num­
ein Rechtsmittel gegen eine Entscheidung eines oberen mern 2 und 3 werden die Nummern 1 und 2. 
Landesgerichts oder eines Bundesgerichts einlegt, und 
die Vertretung des Landes im Verfahren über den Rechts­ 3. Im Teil A Abschnitt V werden in der Aufzählung nach dem 
behelf oder das Rechtsmittel obliegen dem bei dem obe- Doppelpunkt die Wörter „der Präsident des Brandenburgi­
ren Landesgericht bestellten Bezirksrevisor oder, wenn schen Oberlandesgerichts“ ersetzt durch die Wörter „die 
dort ein Bezirksrevisor nicht bestellt ist, dem Präsiden- Präsidenten der oberen Landesgerichte, nicht aber der Prä­
ten des Gerichts, der diese Aufgabe einem Beamten des sident des Oberverwaltungsgerichts“, und die Wörter „der 
gehobenen Dienstes zuweisen kann. Ist die Vertretung Präsident des Oberverwaltungsgerichts für das Land Bran­
durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt er­ denburg, der Präsident des Finanzgerichts des Landes Bran­
forderlich, so bestimmt der Präsident des Gerichts eine denburg“ werden ersetzt durch die Wörter „die Präsidenten 
geeignete Person. der Verwaltungsgerichte“. 

3. In Verfahren über Grund und Höhe von Forderungen, 4. Teil B Abschnitt II Nummer 9 wird aufgehoben. 
die sich aus den Hauptsacheentscheidungen der Straf­
gerichte ergeben oder die sonst auf der direkten oder 
durch verweisende Normen angeordneten Anwendung II. Weitere Änderungen 
der Strafprozessordnung beruhen, sowie im Verfahren 
zur einstweiligen Sicherung solcher Ansprüche wird 1. Abschnitt I Nummer 13 der Vorläufigen Regelung der Ver­
das Land durch den Leiter der Vollstreckungsbehörde ver­ waltungszuständigkeiten in der brandenburgischen Verwal­
treten. Dies gilt nicht für Verfahren über Einwendungen tungsgerichtbarkeit nach Errichtung des Oberverwaltungs­
gegen Grund und Höhe der Kosten des Verfahrens. gerichts Berlin-Brandenburg (Allgemeine Verfügung der 

Ministerin der Justiz vom 16. Juni 2005 [JMBl. Sonder­
4. Der Bezirksrevisor vertritt das Land in Verfahren über nummer I S. 2], zuletzt geändert durch die Allgemeine Ver­

die Rückforderung zuviel gezahlter Beträge, gleich aus fügung vom 26. November 2010 [JMBl. S. 89]) wird auf­
welchem Rechtsgrund. Für eine Rückforderung durch ei- gehoben. 
ne Kostenrechnung der Stelle, die die Zahlung veranlasst 
hat, bedarf es der Vertretung durch den Bezirksrevisor 2. In Abschnitt A Nummer 2.5.8 der Durchführungsbestim­
nicht. mungen zur Prozess- und Verfahrenskostenhilfe sowie zur 

Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens (Allgemeine 
5. Sind andere als die genannten Verfahren zu führen, ver- Verfügung des Ministers der Justiz und für Europaangele­

treten das Land genheiten vom 4. Februar 2002 [JMBl. S. 31], zuletzt ge­
ändert durch die Allgemeine Verfügung vom 7. September 

a) die Präsidenten der oberen Landesgerichte, nicht 2009 [JMBl. S. 126]) werden der Punkt durch ein Komma 
aber der Präsident des Oberverwaltungsgerichts, ersetzt und folgende Nummer 2.5.9 angefügt: 

b) die Präsidenten der Verwaltungsgerichte, „2.5.9 wenn über das Vermögen der Partei, der Prozess­
kostenhilfe mit Zahlungsbestimmung bewilligt ist, das In-

c) der Generalstaatsanwalt, solvenzverfahren eröffnet wird; der Rechtspfleger vertritt 
das Land im Insolvenzverfahren.“ 

d) die Leiter der Justizvollzugsanstalten, 
3. Nummer V der Geschäftsordnung für Bezirksrevisoren (All­

e) der Direktor der Deutschen Richterakademie für die gemeine Verfügung des Ministers der Justiz vom 5. Febru-
Tagungsstätte Wustrau, ar 1993 [JMBl. S. 26], zuletzt geändert durch die Allge­

meine Verfügung vom 14. Januar 2009 [JMBl. S. 15]) wird 
f) der Leiter der Justizakademie wie folgt geändert: 

in den Angelegenheiten ihres jeweiligen Geschäftsbe­
reichs und im Übrigen der Minister der Justiz. Vor Ge-

a) In Nummer 1.1 werden die Wörter „in Abschnitt A I 
Nr. 2 a und e“ gestrichen. 
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b) 	 In Nummer 1.3 werden der Punkt durch ein Komma er­
setzt und folgende Nummer 1.4 angefügt: 

„1.4 für den bei dem Landessozialgericht Berlin-Bran­
denburg zu bestellenden Bezirksrevisor, dessen Ge­
schäftsbereich auch die Sozialgerichte des Landes Bran­
denburg umfasst.“ 

III. Inkrafttreten 

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Juli 2011 in Kraft. 

Der Minister der Justiz 

Dr. Volkmer Schöneburg 

Ausführungsvorschriften
 
zum Brandenburgischen Hinterlegungsgesetz
 

(AV BbgHintG)
 

Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz
 
Vom 14. Juni 2011
 

(3860-II.003)
 

Inhaltsübersicht 

1 Allgemeine Bestimmungen 

1.1 Hinterlegungsstelle, Hinterlegungskasse 
1.2 Begriffsbestimmungen 
1.3 Hinterlegungsfähige Gegenstände 
1.4 Beschleunigungsgebot, Geschäftsgang 

2 Annahme 

2.1 Annahmeantrag 
2.2 Annahmeanordnung 

3 Verwaltung der Hinterlegungsmasse 

3.1 Abschätzung von Kostbarkeiten 
3.2 Verwaltung von Wertpapieren 
3.3 Ausbuchung von Kleinbeträgen 

4 Herausgabe 

4.1 Herausgabeantrag 
4.2 Herausgabeanordnung 
4.3 Meldepflicht nach der Außenwirtschaftsverordnung 
4.4 Angabe der Kosten 
4.5 Erlöschen des Anspruchs auf Herausgabe 
4.6 Verfall zu Gunsten des Landes 

5 Akten- und Registerführung 

5.1 Aktenregister 

5.2 Massenverzeichnis 
5.3 Hinterlegung von Mieten und anderen Beträgen 
5.4 Anwendung der Aktenordnung 

6 Schlussbestimmungen 

6.1 Inkrafttreten 
6.2 Außerkrafttreten 

1 Allgemeine Bestimmungen 

1.1 Hinterlegungsstelle, Hinterlegungskasse 

1.1.1 Die Hinterlegungsstelle führt ihren Schriftwechsel unter 
der Bezeichnung „Amtsgericht - Hinterlegungsstelle“. Sie 
führt Siegel und Stempel des Amtsgerichts. 

1.1.2 Die Gerichtszahlstellen werden ermächtigt, Einzahlungen 
oder Einlieferungen und Auszahlungen oder Ausliefe­
rungen von Hinterlegungen für die Hinterlegungskasse 
anzunehmen oder zu leisten. 

1.1.3 Die Bediensteten der Hinterlegungsstelle sollen nicht zu­
gleich mit der Erledigung von Kassengeschäften befasst 
sein. Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandes­
gerichts kann in besonderen Fällen Ausnahmen zulassen. 

1.2 Begriffsbestimmungen 

Hinterlegungen von Geld, das in das Eigentum des Lan­
des übergeht (§ 11 Absatz 1 des Brandenburgischen Hinter­
legungsgesetzes [BbgHintG]), werden im Folgenden als 
Geldhinterlegungen, andere Hinterlegungen als Wert­
hinterlegungen bezeichnet. 

1.3 Hinterlegungsfähige Gegenstände 

Kostbarkeiten sind Gold- und Silbersachen, Edelsteine, 
Schmuck sowie andere wertvolle, unverderbliche und 
leicht aufzubewahrende Gegenstände wie etwa Kunst­
werke, kostbare Bücher, Münzen oder Wertzeichen. 

1.4 Beschleunigungsgebot, Geschäftsgang 

1.4.1 Hinterlegungssachen sind beschleunigt zu behandeln. 

1.4.2 Anträge auf Annahme und Herausgabe können während 
der ganzen Dauer der regelmäßigen Dienststunden ge­
stellt werden. 

2 Annahme 

2.1 Annahmeantrag 

2.1.1 Notwendige Mehrfertigungen des Annahmeantrags sind 
von Amts wegen herzustellen. Wird eine Mehrfertigung 
dadurch erforderlich, dass der Hinterleger seinen Antrag 
nicht in der nach § 8 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz 
BbgHintG vorgeschriebenen Stückzahl eingereicht hat, 
ist § 33 Nummer 2 BbgHintG zu beachten. 
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2.1.2 Ist ein unrichtiger oder unvollständiger Antrag eingegan­
gen, so hat die Hinterlegungsstelle auf dessen Berichtigung 
oder Vervollständigung hinzuwirken. 

2.1.3 Die Bediensteten der Hinterlegungsstelle haben dem per­
sönlich erscheinenden Antragsteller bei der Abfassung 
des Antrags behilflich zu sein. Änderungen und Ergän­
zungen sind von dem Bediensteten, der den Antrag ent­
gegennimmt, mit Zustimmung des Antragstellers auch 
ohne dessen ausdrückliches Verlangen selbst zu bewir­
ken. Sie sind von dem Antragsteller auf dem Antrag als 
richtig anzuerkennen. 

2.2 Annahmeanordnung 

2.2.1 Von der Annahmeanordnung sind zwei Mehrfertigungen 
zu erstellen. Die Annahmeanordnung ist der Hinterle­
gungskasse zu erteilen. Die Urschrift des Annahmean­
trags und die Mehrfertigungen der Annahmeanordnung 
und des Annahmeantrags sind beizufügen. 

2.2.2 Die Hinterlegungskasse bestätigt die Hinterlegung auf der 
Annahmeanordnung und ihren Mehrfertigungen mit dem 
Buchungsvermerk nebst Siegel und übersendet die mit 
der Urschrift des Annahmeantrags verbundene Urschrift 
der Annahmeanordnung an die Hinterlegungsstelle. Eine 
mit einer Mehrfertigung des Annahmeantrags verbunde­
ne Mehrfertigung der Annahmeanordnung übermittelt sie 
an den Hinterleger zum Nachweis der Hinterlegung (Hinter­
legungsschein). Die zweite Mehrfertigung der Annahme­
anordnung verbleibt bei der Hinterlegungskasse. 

3 Verwaltung der Hinterlegungsmasse 

3.1 Abschätzung von Kostbarkeiten 

Die Hinterlegungsstelle soll Kostbarkeiten durch einen 
Sachverständigen nur dann abschätzen oder zur Feststel­
lung ihrer Beschaffenheit besichtigen lassen (§ 12 Absatz 2 
BbgHintG), wenn besondere Umstände dies erforderlich 
erscheinen lassen und nicht unverhältnismäßig hohe Kos­
ten entstehen. 

3.2 Verwaltung von Wertpapieren 

3.2.1 Die in § 13 BbgHintG bezeichneten Geschäfte werden 
von der Deutschen Bundesbank, Zentralbereich Z, Abtei­
lung Z 5, Postfach 11 12 32, 60047 Frankfurt am Main, 
wahrgenommen. 

3.2.2 Die Hinterlegungskasse gibt die bei ihr hinterlegten Wert­
papiere der in § 1 Absatz 1 des Depotgesetzes (DepotG) 
genannten Art nach Maßgabe des § 13 Absatz 1 BbgHintG 
ohne besondere Prüfung zur Verwahrung und Verwaltung 
in ein unter ihrem Namen zu führendes offenes Depot an 
die nach Nummer 3.2.1 zuständige Stelle ab. Die Abga­
be geschieht mit Lieferschein in doppelter Ausfertigung. 
In dem Lieferschein ist auch anzugeben, wem Steuerbe­
scheinigungen oder Bescheinigungen über einbehaltene 
Kapitalertragsteuer zu erteilen sind. Das von der nach 
Nummer 3.2.1 zuständigen Stelle mit Empfangsbeschei­
nigung an die Hinterlegungskasse zurückgesandte Zweit­

stück des Lieferscheins dient als Nachweis der Abgabe. 
Sofern sich am Sitz der Hinterlegungskasse eine Filiale 
der Deutschen Bundesbank befindet, sind die Wertpapie­
re dieser zur Weiterleitung an die nach Nummer 3.2.1 zu­
ständige Stelle zu übergeben. In diesen Fällen ist der Lie­
ferschein in vierfacher Ausfertigung beizufügen. Die ört­
liche Filiale der Deutschen Bundesbank gibt ein Stück 
des Lieferscheins mit vorläufiger Empfangsbescheini­
gung bei der Hingabe der Wertpapiere an die Hinterle­
gungskasse zurück, während die nach Nummer 3.2.1 zu­
ständige Stelle ein weiteres Stück des Lieferscheins mit 
endgültiger Empfangsbescheinigung unmittelbar an die 
Hinterlegungskasse zurücksendet. 

3.2.3 Sollen stückelose Wertpapiere hinterlegt werden, eröff­
net die Hinterlegungskasse bei der nach Nummer 3.2.1 zu­
ständigen Stelle ein offenes Depot. In dem Eröffnungs­
antrag ist anzugeben, wem Steuerbescheinigungen oder Be­
scheinigungen über einbehaltene Kapitalertragsteuern zu 
erteilen sind. Die Depotnummer teilt die Hinterlegungs­
kasse nach Erhalt dem Hinterleger und der Hinterle­
gungsstelle mit. Der Hinterleger ist von der Hinterle­
gungsstelle aufzufordern, binnen einer von dieser zu be­
stimmenden Frist die zu hinterlegenden Wertpapiere un­
ter Angabe des Aktenzeichens und der Depotnummer 
durch seine depotführende Bank im Wege der stückelo­
sen Übertragung auf das Depot zu übertragen. In die Auf­
forderung ist der Hinweis aufzunehmen, dass nach Frist­
ablauf der Hinterlegungsantrag als zurückgenommen be­
handelt wird (§ 10 Absatz 1 Satz 4 BbgHintG). Die von 
der nach Nummer 3.2.1 zuständigen Stelle zu übersen­
dende Buchungsanzeige dient als Nachweis der Übertra­
gung. Die Hinterlegungskasse teilt dem Hinterleger und 
der Hinterlegungsstelle die Übertragung unverzüglich mit. 

3.2.4 Die nach Nummer 3.2.1 zuständige Stelle besorgt von 
Amts wegen nur die in § 13 Absatz 3 BbgHintG be­
zeichneten Geschäfte nach Maßgabe des § 13 Absatz 1 
BbgHintG. Zu Geschäften, die nach § 13 Absatz 5 
BbgHintG nur auf Antrag eines Beteiligten vorzunehmen 
sind, bedarf es im Einzelfall einer Anordnung der Hinter­
legungsstelle. Die Entscheidung der Hinterlegungsstelle 
wird von der nach Nummer 3.2.1 zuständigen Stelle auch 
dann eingeholt, wenn sich gegen die Besorgung eines von 
Amts wegen vorzunehmenden Geschäfts Bedenken erge­
ben oder wenn die Besorgung bei ausländischen Wertpa­
pieren mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten oder Kos­
ten verbunden ist. Im Fall des § 13 Absatz 3 Nummer 1 
letzter Halbsatz BbgHintG teilt die nach Nummer 3.2.1 
zuständige Stelle der Hinterlegungsstelle mit, welche Art 
der Verwertung in Frage kommt, und holt deren Ent­
scheidung ein. 

3.2.5 Die nach Nummer 3.2.1 zuständige Stelle macht der 
Hinterlegungskasse von allen im Bestand der verwalteten 
Wertpapiere eintretenden Änderungen (beispielsweise 
Auslosung, Kündigung) Mitteilung. Die bei der Verwal­
tung der hinterlegten Wertpapiere eingehenden Geldbe­
träge, insbesondere die Erlöse fälliger Ertragsscheine so­
wie ausgeloster und gekündigter Wertpapiere, überweist 
sie ohne besonderen Antrag der Hinterlegungskasse auf 
Grund einer ihr zum Zahltag übersandten Abrechnung. Im 
Übrigen führt die nach Nummer 3.2.1 zuständige Stelle 
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den sich aus der Verwaltung der hinterlegten Wertpapie­
re ergebenden Schriftwechsel unmittelbar mit der ihr 
gegenüber allein verfügungsberechtigten Hinterlegungs­
stelle. Die Hinterlegungsstelle lässt ihre Weisungen für die 
Besorgung von Geschäften der Hinterlegungskasse zuge­
hen. Die Hinterlegungskasse leitet die Weisungen mit ei­
nem von ihr ordnungsgemäß unterschriebenen Begleit­
schreiben (Auftrag) an die nach Nummer 3.2.1 zuständi­
ge Stelle weiter. Von Änderungen im Bestand der hinter­
legten Wertpapiere, die Buchungen bei den Hinter­
legungskosten erforderlich machen, gibt die nach Num­
mer 3.2.1 zuständige Stelle der Hinterlegungskasse durch 
Übersendung einer Abschrift der an die Hinterlegungsstelle 
gerichteten Veränderungsanzeige Kenntnis. 

3.2.6 Die nach Nummer 3.2.1 zuständige Stelle berechnet für 
die Verwaltung der hinterlegten Wertpapiere keine De­
potgebühren. Bei Verkauf, Einziehung, Umtausch, Ab­
stempelung von hinterlegten Wertpapieren sowie für an­
dere Sonderleistungen und für die Ausübung von Be­
zugsrechten bringt sie die üblichen Gebühren und Ausla­
gen in Ansatz, die sie dem Erlös oder den eingehenden Ka­
pitalbeträgen oder -erträgen der in Betracht kommenden 
Hinterlegungsmasse entnimmt oder, sofern dies nicht mög­
lich ist, der Hinterlegungsstelle mitteilt. Diese veranlasst 
sodann ihre Auszahlung an die nach Nummer 3.2.1 zu­
ständige Stelle und die Einziehung von den Zahlungs­
pflichtigen. 

3.2.7 Die nach Nummer 3.2.1 zuständige Stelle liefert die bei 
ihr verwahrten hinterlegten Wertpapiere auf Grund der 
Herausgabeanordnungen der Hinterlegungsstelle, die ihr 
durch Vermittlung der Hinterlegungskasse in doppelter 
Ausfertigung zugehen (Nummer 4.2.1 Satz 2), unmittel­
bar an die Empfangsberechtigten aus. Stückelose Wert­
papiere werden an die depotführende Bank des Emp­
fangsberechtigten zu Gunsten dessen Depots nach Maß­
gabe der Herausgabeanordnung übertragen. Von der Her­
ausgabeanordnung verbleibt das eine Stück bei der nach 
Nummer 3.2.1 zuständigen Stelle, während sie das zwei­
te mit Auslieferungsbescheinigung versehene Stück an 
die Hinterlegungskasse zurücksendet. 

3.3 Ausbuchung von Kleinbeträgen 

3.3.1 Kleinbeträge sind auszubuchen, sofern es sich nicht um 
Hinterlegungsmassen handelt, deren Anwachsen auf einen 
höheren Betrag durch weitere Hinterlegungen zu erwar­
ten ist (beispielsweise Hinterlegungen von Mieten). Die 
Ausbuchung von Kleinbeträgen richtet sich nach Num­
mer 3.7 zu § 79 LHO in Verbindung mit Nummer 20 der 
Anlage 1 zu Nummer 3.7 zu § 79 LHO der Verwaltungs­
vorschriften zur Landeshaushaltsordnung (VV-LHO) vom 
17. Mai 2000 (ABl. S. 666), 21. August 2000 (ABl. S. 786) 
und 15. August 2001 (ABl. S. 698), die zuletzt durch den 
Erlass des Ministeriums der Finanzen - 21 - H 1007.55 u. 
44-001/09 - vom 11. Februar 2009 (ABl. S. 321) geändert 
worden ist. Die Hinterlegungsstelle prüft die ihr von der 
Hinterlegungskasse zugehenden Unterlagen und erteilt 
die Annahmeanordnung zur Buchung und Vereinnahmung 
als vermischte Einnahmen in den Landeshaushalt. Eine 
Mehrfertigung der Unterlagen verbleibt bei den Hinter­
legungsakten. 

3.3.2 Beantragt der Empfangsberechtigte vor dem Erlöschen 
des Herausgabeanspruchs die Auszahlung eines als Hinter­
legung ausgebuchten Betrages, ordnet die Hinterlegungs­
stelle seine Zahlung aus den Haushaltsmitteln für ver­
mischte Verwaltungsausgaben an. 

4 Herausgabe 

4.1 Herausgabeantrag 

4.1.1 Auf den Herausgabeantrag sind die Nummern 2.1.2 und 
2.1.3 entsprechend anzuwenden. 

4.1.2 Werden Urkunden, die zum Nachweis der Berechtigung 
des Empfängers eingereicht sind, zurückgegeben, sind für 
die Hinterlegungsakten beglaubigte Abschriften anzufer­
tigen. In geeigneten Fällen genügt statt der Abschrift ein 
kurzer Vermerk in den Hinterlegungsakten; dies gilt ins­
besondere, wenn eine Urteilsausfertigung zurückzugeben 
ist. 

4.2 Herausgabeanordnung 

4.2.1 Die Herausgabeanordnung ist der Hinterlegungskasse in 
Reinschrift zu erteilen, und zwar getrennt für Geld- und 
Werthinterlegungen. Soweit es sich um hinterlegte Wert­
papiere handelt, ist die Herausgabeanordnung der Hinter­
legungskasse in zwei Stücken zu erteilen. Die Hinterle­
gungskasse sendet die Zweitschrift mit Erledigungsver­
merk an die Hinterlegungsstelle zurück. Der Herausga­
beanordnung ist der Dienststempel beizudrücken. 

4.2.2 In der Herausgabeanordnung ist der Grund, der zur Her­
ausgabe führt, kurz anzugeben (beispielsweise „Bewilli­
gung der Beteiligten“ oder „rechtskräftige Entscheidung“). 

4.2.3 In der Herausgabeanordnung sind ferner für die Art der 
Herausgabe nähere Bestimmungen zu treffen: 

1.	 Geldhinterlegungen: Auszahlungen werden grund­
sätzlich auf ein Konto des Empfangsberechtigten bei 
einem Kreditinstitut entgeltfrei überwiesen. 

2.	 Werthinterlegungen: Die auszuliefernden Wertgegen­
stände sind als Einschreiben oder als Wertsendung zu 
übersenden, sofern die unmittelbare Aushändigung 
durch die Kasse nicht ausdrücklich angeordnet oder 
vom Empfangsberechtigten verlangt wird. Bei Wert­
sendungen ist von dem im Annahmeantrag angege­
benen Wert unter Berücksichtigung einer eventuellen 
Wertsteigerung auszugehen, bei Feststellung des Wer­
tes durch einen Sachverständigen (§ 12 Absatz 2 
Satz 1 BbgHintG) von dem ermittelten Wert. Bei un­
mittelbarer Aushändigung soll der Empfänger den 
Empfang mit einer Quittung bestätigen. 

3.	 Herausgabe nach dem Ausland: Ist an einen Empfän­
ger im Ausland herauszugeben, so hat die Hinterle­
gungsstelle zu prüfen, ob besondere Anordnungen für 
die Art der Herausgabe erforderlich sind, und hierzu 
den Empfänger anzuhören. Hat der Empfänger nach 
der Stellung des Herausgabeantrags seinen Wohnsitz 
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oder den Sitz seiner gewerblichen Niederlassung in das 
Ausland verlegt, ist die Übersendung auf seine Kos­
ten anzuordnen. 

4.2.4 Die Hinterlegungsstelle hat den Antragsteller oder die er­
suchende Behörde und den Empfänger von dem Erlass der 
Herausgabeanordnung und von den nach Nummer 4.2.3 
getroffenen Bestimmungen zu benachrichtigen. 

4.2.5 Für den Fall der Rücksendung nach § 9 Absatz 2 BbgHintG 
gelten die Nummern 4.2.3 und 4.2.4 entsprechend. 

4.3 Meldepflicht nach der Außenwirtschaftsverordnung 

4.3.1 Die Meldevorschriften der Außenwirtschaftsverordnung 
(AWV), Kapitel VII, sind zu beachten. Hiernach haben die 
Hinterlegungskassen der Deutschen Bundesbank zu mel­
den: 

1.	 die Auszahlung der von Gebietsansässigen hinterleg­
ten Beträge und der Verkaufserlöse hinterlegter Ver­
mögenswerte an Gebietsfremde oder für deren Rech­
nung an Gebietsansässige; 

2.	 die Überweisung der von Gebietsfremden hinterleg­
ten Beträge an Gebietsfremde (als Zweck der Zah­
lung ist anzugeben: „Rückzahlung von Hinterlegungs­
geldern“); 

3.	 die Entgegennahme der von Gebietsfremden hinter­
legten Beträge durch die Justizbehörden selbst als 
Endbegünstigte (als Rechtsgrund ist beispielsweise 
anzugeben: „Gerichtskosten“, „Geldstrafen“). Ge­
bietsansässig sind natürliche und juristische Personen 
mit gewöhnlichem Aufenthalt, Wohnsitz oder Sitz in 
der Bundesrepublik Deutschland (§ 4 Absatz 1 Num­
mer 5 des Außenwirtschaftsgesetzes [AWG]). Ge­
bietsfremd sind natürliche oder juristische Personen, 
die ihren gewöhnlichen Aufenthalt, Wohnsitz oder 
Sitz außerhalb des Gebiets der Bundesrepublik Deutsch­
land haben (§ 4 Absatz 1 Nummer 7 AWG). 

4.3.2 Die Meldepflicht besteht, wenn die entgegengenomme­
ne oder geleistete Zahlung im Einzelfall den Betrag von 
12 500 Euro oder den Gegenwert in ausländischer Wäh­
rung übersteigt. Die Meldungen sind bei der örtlich zu­
ständigen Stelle der Deutschen Bundesbank auf vorge­
schriebenem Vordruck (§§ 60 und 63 AWV) einzureichen. 
Wird eine entsprechende Zahlung auf Grund einer Hinter­
legung durch einen Gebietsfremden an einen Gebietsan­
sässigen geleistet, hat die Hinterlegungskasse den Emp­
fänger darauf aufmerksam zu machen, dass es sich um ei­
ne nach den Vorschriften der Außenwirtschaftsverordnung 
meldepflichtige Auslandszahlung handelt. Liegen die Vor­
aussetzungen einer solchen Melde- oder Hinweispflicht 
vor, vermerkt die Hinterlegungsstelle dies auf der Her­
ausgabeanordnung. 

4.4 Angabe der Kosten 

Kosten werden nach Maßgabe des Abschnitts 8 des 
BbgHintG erhoben. Sollen der Masse Kosten entnommen 
werden (§ 34 Absatz 3 Nummer 2 BbgHintG), ist der zu 

vereinnahmende Kostenbetrag auch in der Herausgabe­
anordnung anzugeben. 

4.5 Erlöschen des Anspruchs auf Herausgabe 

4.5.1 Der Zeitpunkt, in dem der Anspruch auf Herausgabe er­
lischt, wird von der Hinterlegungskasse überwacht. Die 
Hinterlegungsstelle prüft die ihr von der Hinterlegungs­
kasse zugehenden Mitteilungen. Das Erlöschen des Her­
ausgabeanspruchs ist unter kurzer Begründung in den 
Hinterlegungsakten festzustellen. Dabei ist zu beachten, 
dass der Anspruch auf Herausgabe von solchen Beträgen, 
die sich aus dem Erlös von Zins- oder Gewinnanteil­
scheinen oder in ähnlicher Weise ergeben haben, in dem 
für die Hauptmasse maßgebenden Zeitpunkt erlischt. 

4.5.2 Bei verfallenen Geldhinterlegungen erteilt die Hinterle­
gungsstelle eine Annahmeanordnung zur Vereinnahmung 
des Hinterlegungsbetrages bei den Haushaltsmitteln für 
vermischte Einnahmen. 

4.5.3 Verfallene Wertpapiere, die zur Veräußerung zu Gunsten 
des Landes und zur Vereinnahmung durch die Landes­
kasse geeignet sind, werden von der Hinterlegungsstelle 
nach Maßgabe der darüber getroffenen besonderen Be­
stimmungen des Justizministers behandelt. 

4.5.4 Verfallene Kostbarkeiten sind durch Versteigerung nach 
vorheriger Bekanntmachung oder durch freihändigen Ver­
kauf zu veräußern. Gold- und Silbersachen sowie sonstige 
Edelmetalle dürfen nicht unter dem Metallwert veräußert 
werden; nötigenfalls sind sie vor dem Verkauf durch 
einen Sachverständigen abzuschätzen. Hinsichtlich des 
Erlöses gilt Nummer 4.5.2 entsprechend. 

4.5.5 Sparbücher, die für unbekannte Erben hinterlegt sind, 
übersendet die Hinterlegungsstelle dem zuständigen Nach­
lassgericht mit der Anregung, nach § 1964 Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zu verfahren. Dabei 
sind die in den Hinterlegungsakten enthaltenen Angaben 
über die Person des Erblassers mitzuteilen. 

4.5.6 Wertlose Sachen sowie Urkunden, die nicht unter Num­
mer 4.5.3 oder Nummer 4.5.5 fallen, sind zu vernichten; 
vor der Vernichtung sind die Beteiligten zu hören, wenn 
dies angezeigt ist. 

4.5.7 Urkunden, die für den Nachweis und die Geltendmachung 
von Rechten von Bedeutung sind (beispielsweise Sparbü­
cher oder Hypothekenbriefe), kann die Hinterlegungsstel­
le, anstatt sie zu vernichten, dem Aussteller (Kreditinsti­
tut, Grundbuchamt) übersenden. Mit der Übersendung ist 
der Aussteller darauf hinzuweisen, dass die Urkunde bei 
Gericht hinterlegt war und der Anspruch des Hinterlegers 
auf Herausgabe erloschen ist. Verweigert der Aussteller 
die Annahme, ist die Urkunde zu vernichten. Das Grund­
buchamt als Aussteller eines Grundpfandbriefes hat den 
Brief anzunehmen und bei den Grundakten zu verwahren. 

4.6 Verfall zu Gunsten des Landes 

Ist die Hinterlegungsmasse dem Land verfallen, werden die 
Hinterlegungsstellen auf Grund von § 8 Absatz 3 Satz 2 
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des Brandenburgischen Justizkostengesetzes (JKGBbg) 
ermächtigt, die noch offenen Kosten der Hinterlegung zu 
erlassen, sofern von ihrer Erhebung nicht schon nach den 
allgemeinen Vorschriften (beispielsweise mangels eines 
Zahlungspflichtigen oder wegen Unmöglichkeit der Ein­
beziehung) abzusehen ist. 

5 Akten- und Registerführung 

5.1 Aktenregister 

5.1.1 Schriftstücke, die dieselbe Hinterlegungssache betreffen, 
werden zu Hinterlegungsakten vereinigt, die in ein Ak­
tenregister einzutragen sind. Die Eintragung erfolgt beim 
Eingang des Annahmeantrags. Bei einer weiteren Hinter­
legung in derselben Angelegenheit erfolgt keine Neuein­
tragung. Zur Bildung des Aktenzeichens werden die Buch­
staben HL verwendet. 

5.1.2 Das Aktenregister ist jahrgangsweise zu führen. Bei Hinter­
legungsstellen mit erheblichem Geschäftsumfang kann 
nach Bedürfnis das Aktenregister in Abteilungen nach 
dem Buchstaben des Alphabets angelegt werden. In die­
sen Fällen tritt bei der Bildung des Aktenzeichens dem Re­
gisterzeichen HL der Buchstabe des Alphabets hinzu, bei­
spielsweise HL A 40/04. 

5.2 Massenverzeichnis 

5.2.1 Zu dem Aktenregister ist ein mehrere Jahrgänge umfas­
sendes alphabetisches Massenverzeichnis zu führen. In 
den in Nummer 5.1.2 Satz 2 geregelten Fällen bedarf es 
keines Massenverzeichnisses. 

5.2.2 Jede Masse erhält eine besondere Bezeichnung. Diese be­
stimmt sich 

1.	 wenn es sich um Hinterlegung in einer bei Gericht oder 
einer anderen Behörde anhängigen Angelegenheit han­
delt, nach der Bezeichnung dieser Sache; 

2.	 bei der Hinterlegung zur Befreiung eines Schuldners 
von seiner Verbindlichkeit nach dem Namen des Gläu­
bigers, für den hinterlegt wird; 

3.	 bei der Hinterlegung auf Grund des § 52 Absatz 1 
BGB, des § 272 Absatz 2 und des § 278 Absatz 3 des 
Aktiengesetzes (AktG), des § 73 Absatz 2 des Geset­
zes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung (GmbHG) und des § 90 Absatz 2 des Ge­
nossenschaftsgesetzes (GenG) nach dem Namen des 
Vereins, nach der Firma der Aktiengesellschaft, der 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung und der Genossenschaft; 

4.	 bei der Hinterlegung von Wertpapieren und Kostbar­
keiten, die zum Mündelvermögen (§§ 1814 und 1818 
BGB) gehören, nach dem Namen der Personen, für 
welche die Sachen hinterlegt sind; 

5.	 in den Fällen des § 30 BbgHintG nach dem Namen 
der Stiftung, soweit die Sache nicht nach Nummer 1 
dieses Satzes eine andere Bezeichnung erhält; 

6.	 in anderen Fällen (mit Ausnahme der Hinterlegung von 
Mieten und anderen Beträgen nach Nummer 5.3) nach 
dem Namen des Hinterlegers. 

5.2.3 Wird eine anhängige Sache durch die Namen sich gegen­
überstehender Parteien bezeichnet, so ist für die Eintra­
gung in das alphabetische Massenverzeichnis oder für die 
Buchstabenfolge im Aktenregister der Name des Beklag­
ten, Schuldners oder der weiteren beteiligten Personen 
maßgebend. Bei häufig vorkommenden Namen müssen 
diese so genau bezeichnet sein, dass die Brauchbarkeit des 
Verzeichnisses gewährleistet ist; gegebenenfalls ist auch 
der Name des Klägers, Gläubigers oder der weiteren be­
teiligten Personen einzutragen. 

5.3 Hinterlegung von Mieten und anderen Beträgen 

5.3.1 Die Hinterlegung von Mieten aus der Vermietung eines 
Grundstücks gilt für die Führung der Hinterlegungsakten 
als eine Angelegenheit. Die Masse wird nach dem Namen 
des Vermieters, dem Orts- und Straßennamen und der 
Hausnummer des Grundstücks mit dem Zusatz „Mieten“ 
bezeichnet. Den Akten ist ein Verzeichnis der Mietbeträ­
ge beizulegen, wenn zu einer Masse mehr als fünf Mie­
ten hinterlegt werden. Das Verzeichnis ist in einen be­
sonderen Umschlag zu heften und unter der Hülle des 
letzten Aktenbandes aufzubewahren. 

5.3.2 Über Mieten kann neben dem Massenverzeichnis nach 
Nummer 5.2 ein mehrere Jahrgänge umfassendes Grund­
stücksverzeichnis nach der Bezeichnung und der Num­
mer der Straße geführt werden. Die Eintragungen in die­
sem Verzeichnis sind nach Ausschüttung der Masse zu 
löschen. 

5.3.3 Die Vorschriften der Nummer 5.3.1 sind in anderen Fäl­
len entsprechend anzuwenden, insbesondere 

1.	 wenn gepfändete Dienst- oder Versorgungsbezüge 
hinterlegt werden; 

2.	 bei den Hinterlegungen auf Grund des § 52 Absatz 1 
BGB, des § 272 Absatz 2 und des § 278 Absatz 3 
AktG, des § 73 Absatz 2 GmbHG und des § 90 Ab­
satz 2 GenG; 

3.	 bei Hinterlegungen auf Grund der Insolvenzordnung; 

4.	 bei Hinterlegungen auf Grund des § 117 Absatz 2, 
der §§ 120, 121, 124, 126, 135 bis 144 und 157 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung. 

5.4 Anwendung der Aktenordnung 

5.4.1 Soweit vorstehend nicht anders bestimmt, sind auf die 
Hinterlegungssachen die Vorschriften der Aktenordnung 
entsprechend anzuwenden. 

5.4.2 Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf das Jahr der 
Weglegung folgenden Jahr. Als Jahr der Weglegung gilt 
bei Hinterlegungen das Jahr, in dem die Hinterlegung be­
endet wurde oder die Fristen der §§ 26 und 27 BbgHintG 
abgelaufen sind. 
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6 Schlussbestimmungen 

6.1 Inkrafttreten 

Diese Allgemeine Verfügung tritt mit Wirkung vom 1. Ju­
li 2011 in Kraft. 

6.2 Außerkrafttreten 

Gleichzeitig tritt die Allgemeine Verfügung des Ministers 
der Justiz „Ausführungsvorschriften zur Hinterlegungs­
ordnung (AVHinterlO)“ vom 3. Juni 1993 (JMBl. S. 104), 
die zuletzt durch die Allgemeine Verfügung vom 12. Ok­
tober 2001 (JMBl. S. 206, Az.: 3860-I./1) geändert wor­
den ist, außer Kraft. 

Potsdam, den 14. Juni 2011 

Der Minister der Justiz 

Dr. Volkmar Schöneburg 

Dienstordnung für den Justizwachtmeisterdienst 

Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz
 
Vom 22. Juni 2011
 

(2370-I.2)
 

I. 
Aufgaben der Angehörigen des Justizwachtmeisterdienstes 

Die Angehörigen des Justizwachtmeisterdienstes bei den 
Gerichten und Staatsanwaltschaften erledigen alle Aufgaben, 
die ihnen nach Rechts- oder Verwaltungsvorschriften obliegen 
oder im Rahmen des Geschäftsbetriebes übertragen werden. 
Dazu gehören insbesondere: 

1.	 der Sitzungs-, Vorführungs-, Sicherheits- und Ordnungs­
dienst (II.) 

2. der Außendienst (III.) 
3. 	 der Innendienst (IV.) 
4.	 sonstige Aufgaben (V.) 

II. 
Sitzungs-, Vorführungs-, Sicherheits- und Ordnungsdienst 

Der Sitzungs-, Vorführungs-, Sicherheits- und Ordnungsdienst 
umfasst insbesondere: 

1. 	 die Aufrechterhaltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
innerhalb des Justizgebäudes und der dazu gehörenden Be­
reiche, insbesondere durch Überwachung auch mit optisch­
elektronischen Einrichtungen, Sicherheitsrundgänge, Per­
sonen- und Gepäckkontrollen (auch unter Einsatz von 

Sicherheitsschleusen und anderen technischen Hilfsmit­
teln), 

2.	 den Dienst während der Sitzungen des Gerichts – auch außer­
halb der Gerichtsstelle – einschließlich des Vollzugs sit­
zungspolizeilicher Anordnungen nach Weisung der Vorsit­
zenden oder des Vorsitzenden, bei deren oder dessen Ab­
wesenheit erforderlichenfalls aus eigenem Entschluss, 

3. 	 die Vorführung von Gefangenen sowie die – auch zwangs­
weise – Vorführung anderer Personen zu Terminen und 
Sitzungen, sofern sie nicht durch Justizvollzugs-, Polizei­
beamtinnen oder -beamte, Gerichtsvollzieherinnen oder 
Gerichtsvollzieher erfolgt, 

4. 	 die Bewachung der vorgeführten, in Haft genommenen oder 
auf besondere Anordnung zu beaufsichtigenden Personen 
innerhalb des Justizgebäudes. 

III. 
Außendienst 

Zum Außendienst gehören insbesondere folgende Verrichtungen: 

1. 	 die Ausführung von Anweisungen, welche das Festhalten, 
die vorläufige Festnahme, die Vorführung oder Verhaftung ei­
ner Person sowie Durchsuchungen oder Beschlagnahmen be­
treffen, ferner die Hilfeleistungen bei solchen Maßnahmen; 
die Angehörigen des Justizwachtmeisterdienstes sollen in 
den vorstehenden Fällen nur tätig werden, wenn die hierfür 
zuständigen Dienstkräfte (Polizei, allgemeiner Vollzugsdienst, 
Gerichtsvollzieher) aus rechtlichen oder tatsächlichen Grün­
den im Einzelfall nicht herangezogen werden können, 

2. 	 die Aushändigung und Zustellung von Schriftstücken, die 
Einziehung von Erkundigungen, die Übermittlung dienst­
licher Mitteilungen sowie die Erledigung von Dienstreisen, 

3. 	 die Ablieferung, Abholung und Weiterbeförderung insbeson­
dere von Geld, Wertsachen, Postsendungen und Dienstmitteln, 

4.	 das Führen von Dienstkraftfahrzeugen und -fahrrädern, 

5. 	 die Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit, soweit dies 
nicht der grundsätzlich zuständige BLB oder der von ihm 
Verpflichtete erledigt. Dies gilt insbesondere für die un­
aufschiebbare Beseitigung von konkreten Gefahrensitua­
tionen. 

IV. 
Innendienst 

Zum Innendienst gehören insbesondere folgende Verrichtungen: 

1. 	 der Auskunftsdienst an den Eingängen der Dienstgebäude, 

2. der Fernsprechvermittlungsdienst, 

3.	 die Annahme, Verteilung und der Versand von Schriftstücken 
und anderen Gegenständen einschließlich der dazu erfor­
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derlichen Arbeiten sowie die Annahme und Verteilung 
elektronischer Dokumente, 

4. 	 der Betrieb der Gerichtsvollzieherverteilerstelle, 

5. 	 die Besorgung des gesamten Aktenumlaufs, namentlich des 
Post- und Aktenbotendienstes innerhalb und außerhalb des 
Dienstgebäudes, 

6. 	 die Mitarbeit bei der Verwahrung und Vorlage wegzulegen­
der beziehungsweise weggelegter Akten, 

7. 	 die Mitarbeit bei der Aussonderung und Vernichtung von 
Akten und anderen dienstlichen Unterlagen, 

8.	 die Besorgung der öffentlichen Aushänge und Bekannt­
machungen an der Gerichtstafel, 

9. 	 die Mitarbeit im Büchereidienst, 

10. die Mitarbeit in IT-Angelegenheiten, 

11. die Verwaltung und Aushändigung von Dienstgeräten und 
Verbrauchsmitteln (Materialausgabe, Vordrucke), 

12. die Bedienung von Kopier- und Vervielfältigungsgeräten so­
wie die Herstellung von Ablichtungen und Vervielfältigungen, 

13. sonstige Tätigkeiten nach Weisung der Leitung des Gerichts 
beziehungsweise der Staatsanwaltschaft oder der Geschäfts­
leitung, zum Beispiel Wahrnehmung kleinerer Hausmeis­
tertätigkeiten. 

V. 
Sonstige Aufgaben 

1.	 Die Leitung des Gerichts beziehungsweise der Staatsan­
waltschaft kann einzelnen Angehörigen des Justizwacht­
meisterdienstes ausgewählte Aufgaben zur eigenverant­
wortlichen Erledigung übertragen. Dazu gehören insbeson­
dere: 

1.1 die Verwaltung der Postwertzeichen und des Gebühren­
freistemplers sowie die Führung der dafür vorgesehenen 
Nachweise, 

1.2 die Führung von Ein- und Ausgangsbüchern über Wert- und 
Einschreibesendungen, 

1.3 die Abgabe von Empfangsbekenntnissen, 

1.4 die Führung und Pflege von Bestandsverzeichnissen, 

1.5 die Verwahrung und Verwaltung von Dienstschlüsseln, 

1.6 die Verwahrung von Überführungsstücken und Fundsachen, 
sowie die Führung der Liste gemäß § 9 BbgAktO. 

2. 	 Die Angehörigen des Justizwachtmeisterdienstes sind ver­
pflichtet, auf Weisung sonstige dienstliche Aufgaben – auch 

anderer Dienstzweige im Beitreibungsdienst und bei ande­
ren Justizbehörden – zu übernehmen. 

VI. 
Anwendung unmittelbaren Zwanges 

Die Angehörigen des Justizwachtmeisterdienstes sind Voll­
zugsdienstkräfte des Landes Brandenburg und befugt, in Aus­
übung öffentlicher Gewalt unmittelbaren Zwang im Rahmen der 
bestehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften auszuüben.1 

VII. 
Organisation 

1.	 Die Leitung des Gerichts beziehungsweise der Staatsan­
waltschaft richtet eine Wachtmeisterei ein. Sie kann be­
stimmen, dass der Wachtmeisterei eine Leiterin oder ein 
Leiter (Leitung) vorsteht. 

2. 	 Die Leitung der Wachtmeisterei regelt deren Organisation 
und Geschäftsverteilung, sofern sich nicht die Leitung des 
Gerichts beziehungsweise der Staatsanwaltschaft oder die Ge­
schäftsleitung diese Befugnis allgemein oder für den Ein­
zelfall vorbehalten haben. Sie ist im Rahmen ihrer Aufga­
ben weisungsbefugt; ihr obliegt die Anleitung und Einwei­
sung neuer Kräfte. 

VIII. 
Dienstkleidung 

Die Angehörigen des Justizwachtmeisterdienstes tragen Dienst­
kleidung nach Maßgabe der Dienstkleidungsordnung für die 
Justizverwaltung des Landes Brandenburg vom 14. Oktober 
1994 (2044-I.6/JMBl. S. 154), zuletzt geändert durch die All­
gemeine Verfügung vom 1. August 2000 (JMBl. S. 120), in der 
jeweils geltenden Fassung. 

IX. 
Dienstbesprechungen 

1.	 Bei jedem Gericht und bei jeder Staatsanwaltschaft sind 
vierteljährlich alle Angehörigen des Justizwachtmeister­
dienstes durch die Geschäftsleitung zu einer Dienstbespre­
chung einzuberufen. In dieser Dienstbesprechung sind die 
für den Justizwachtmeisterdienst bestehenden Vorschriften 
zu erörtern, insbesondere soweit sich bei ihrer Anwendung 
Mängel gezeigt oder Schwierigkeiten ergeben haben. Da­
neben sind allgemeine Fragen der Praxis und die für den 
Justizwachtmeisterdienst bedeutsamen neu ergangenen oder 
geänderten Bestimmungen zu behandeln sowie das bisheri­
ge Wissen zu vertiefen. 

2.	 Aus besonderem Anlass können weitere Dienstbesprechun­
gen durchgeführt werden. 

1	 Auf § 31 VwVGBbg sowie §§ 35, 36 BeamtStG wird besonders hingewiesen. 
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X. 
Dienstsport 

Die Angehörigen des Justizwachtmeisterdienstes treiben nach 
den hierzu ergangenen besonderen Bestimmungen Dienst­
sport. 

XI. 
Persönlicher Anwendungsbereich 

Angehörige des Justizwachtmeisterdienstes im Sinne dieser 
Dienstordnung sind Beamtinnen und Beamte des einfachen Jus­
tizdienstes sowie vergleichbare tariflich Beschäftigte. 

XII. 
Inkrafttreten 

Die Allgemeine Verfügung tritt am 1. August 2011 in Kraft. Die 
Allgemeine Verfügung vom 18. März 1993 (JMBl. S. 48) tritt 
zugleich außer Kraft. 

Potsdam, den 22. Juni 2011 

Der Minister der Justiz 

Dr. Volkmar Schöneburg 

Inanspruchnahme von Informanten, 
Einsatz von V-Personen und Verdeckten Ermittlern 

Gemeinsamer Runderlass des Ministers der Justiz
 
(4201-III.5/6)
 

und des Ministers des Innern (IV/8.23-6595) 

zur Änderung 


des Gemeinsamen Runderlasses vom 21. Februar 1994  

Vom  28. Juni 2011
 

I. 

Der Gemeinsame Runderlass des Ministeriums der Justiz 
(4110-III.15) und des Ministeriums des Innern (IV/2-2701) vom 
21. Februar 1994 (JMBl. S. 55, ABl. S. 352) wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Abschnitt II Nummer 2.1 wird wie folgt gefasst: 

„2.1 
Der Einsatz Verdeckter Ermittler richtet sich nach den 
§§ 110a bis 110c und den §§ 101, 161, 477 StPO.“ 

2. Abschnitt II Nummer 2.8 wird wie folgt gefasst: 

„2.8 
Die Entscheidungen nach § 101 Absatz 2 und Absatz 4 Num­

mer 9 sowie Absatz 5 bis 7 StPO trifft die Staatsanwalt­
schaft im Benehmen mit der Polizei. Nummer 2.4 Satz 1 gilt 
entsprechend. Die Staatsanwaltschaft setzt die Polizei über 
ihre Entscheidung vor deren Ausführung in Kenntnis.“ 

II. 

Dieser Gemeinsame Runderlass tritt am Tag nach der Veröf­
fentlichung in Kraft. 

Potsdam, den 28. Juni 2011 

Der Minister der Justiz 

Dr. Volkmar Schöneburg 

Der Minister des Innern 

Dr. Dietmar Woidke 

Vollstreckungsplan für das Land Brandenburg 

Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz
 
Vom 30. Juni 2011
 

(4431-IV.1)
 

I. 

Der Vollstreckungsplan für das Land Brandenburg wird neu 
gefasst und tritt mit Wirkung vom 30. Juni 2011 in Kraft. 

II. 

Der Vollstreckungsplan für das Land Brandenburg kann auf der 
Internetseite des Ministeriums der Justiz http://www.mdj. 
brandenburg.de als PDF-Datei abgerufen werden. 

III. 

Die Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz vom 
4. Dezember 2006 (JMBl. 2007 S. 3), geändert durch Allgemeine 
Verfügung vom 28. Februar 2008 (JMBl. S. 35), wird aufgeho­
ben. 

Potsdam, den 30. Juni 2011 

Der Minister der Justiz 

Dr. Volkmar Schöneburg 

http:brandenburg.de
http://www.mdj
http:4110-III.15


64 JMBl. 

Bekanntmachungen 

Widerruf der Anerkennung als Gütestelle 
im Sinne des § 794 Absatz 1 Nummer 1 ZPO 

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz 

Vom 17. Juni 2011
 

Die Anerkennung von Herrn Ulrich Höcke als Gütestelle im 
Sinne des § 794 Absatz 1 Nummer 1 ZPO wurde gemäß § 7 Ab­
satz 2 Nummer 4 BbgGüteStG mit Wirkung zum 1. April 2011 
widerrufen. 

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen 

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz 

Vom 21. Juni 2011
 

Folgende abhanden gekommene Dienstausweise werden hiermit 
für ungültig erklärt: 

Garbe, Sabine, Dienstausweis-Nr. 142 178, ausgestellt am 
16. Juli 1996, gültig bis zum 1. Juli 2009. 

Rades, Jürgen, Dienstausweis-Nr. 201 601, ausgestellt am 
12. April 2011, gültig bis 11. April 2021. 

Ich bitte alle Justizbehörden, insbesondere die Justizvollzugs­
anstalten, Vorkehrungen zu treffen, um eine missbräuchliche 
Benutzung des Ausweises zu verhindern. Feststellungen über 
den Verbleib des Ausweises sind umgehend den ausstellenden 
Justizbehörden mitzuteilen. 

Personalnachrichten 

Ministerium der Justiz Notare 

Ernannt: Zum Notariatsverwalter bestellt: 

z. OARin: ARin Aida Faude. Notarassessor Thomas Hunger in Rathenow für die Amtsstelle 
Notar Peter-Michael Voßhoff. 

Ordentliche Gerichtsbarkeit Beendigung des Amtes: 

Gerichte Notar Peter-Michael Voßhoff in Rathenow. 

Ruhestand: 

Richterin am LG Ulrike Niedner in Potsdam. Justizvollzugsanstalten 

Ruhestand: 

JVAI – BesGr. A 9 – Reinhard Geißler in Luckau-Duben. 
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Ausschreibungen 

Der Generalstaatsanwalt 
des Landes Brandenburg 

Es wird Bewerbungen für folgende Stellen entgegengesehen: 

–	 eine Stelle für eine Oberregierungsrätin/einen Ober­
regierungsrat (Besoldungsgruppe A 14) bei der Staats­
anwaltschaft Cottbus, 

–	 eine Stelle für eine Oberamtsanwältin/einen Oberamts­
anwalt mit Amtszulage (Besoldungsgruppe A 13  + Z gD) 
bei der Staatsanwaltschaft Cottbus, 

–	 eine Stelle für eine Oberamtsanwältin/einen Oberamts­
anwalt (Besoldungsgruppe A 13 gD) bei der Staatsanwalt­
schaft Frankfurt (Oder), 

–	 eine Stelle für eine Justizamtsrätin/einen Justizamtsrat 
(Besoldungsgruppe A 12 gD) bei der Staatsanwaltschaft 
Cottbus, 

–	 zwei Stellen für eine Justizoberinspektorin/einen Justiz­
oberinspektor (Besoldungsgruppe A 10) bei der Staatsan­
waltschaft Frankfurt (Oder), 

–	 zwei Stellen für eine Justizoberinspektorin/einen Justiz­
oberinspektor (Besoldungsgruppe A 10) bei der Staatsan­
waltschaft Potsdam, 

–	 eine Stelle für eine Justizhauptsekretärin/einen Justiz­
hauptsekretär (Besoldungsgruppe A 8) bei der Staatsan­
waltschaft Cottbus,  

–	 drei Stellen für eine Justizhauptsekretärin/einen Justiz­
hauptsekretär (Besoldungsgruppe A 8) bei der Staatsan­
waltschaft Potsdam, 

–	 eine Stelle für eine Erste Justizhauptwachtmeisterin/einen 
Ersten Justizhauptwachmeister (Besoldungsgruppe A 6 eD) 
bei der Staatsanwaltschaft Cottbus, 

–	 eine Stelle für eine Erste Justizhauptwachtmeisterin/einen 
Ersten Justizhauptwachmeister (Besoldungsgruppe A 6 eD) 
bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder). 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt. Soweit in 
diesen Bereichen Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie be­
sonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Bedienstete, 
die bereits im Justizdienst des Landes Brandenburg beschäftigt 
sind und steht unter dem Vorbehalt des Vorliegens der haus­
haltsrechtlichen Voraussetzungen für die Stellenbesetzung. 

Bewerbungen sind bis zum 15.August 2011 auf dem Dienstweg 
an den Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg, 14767 Bran­
denburg an der Havel zu richten. 
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